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Wer Single ist, muss Familien finanzieren
Politiker fördern sehr gerne Familien. Das geschieht zu stark auf Kosten der Alleinstehenden, sagt Pro-Single-Präsidentin Sylvia Locher.

Lucien Fluri

Siehat sichdiehärtestenGegner
ausgesucht, die man in der
Schweizer Politik finden kann:
Volksvertreter, dieFamilien för-
dern wollen. En masse findet
man sie, von links bis rechts.
DochSylviaLocher,64 Jahrealt,
Single, lässt sichdavonnicht ab-
schrecken. ImGegenteil. Sie re-
det sich gerade inRage.

Locher, Präsidentin von Pro
Single Schweiz, sitzt in einem
Café imZürcherHauptbahnhof
und rechnet vor, welche Kosten
der Staat Singles aufbürdet, um
Familien zuunterstützen.«Wo-
her nimmt der Staat das Recht,
dass ichalleineaufgrundmeines
Zivilstandes mehr zahlen
muss?», fragt sie.

Soeben hat Locher ein Buch
veröffentlicht, indemsiedetail-
liert auflistet, was Alleinste-
hende in der Schweiz – direkt
oder indirekt – zu Gunsten von
Familienbezahlen. Soberappen
Singles genau gleich viel Fern-
sehgebühren wie die fünfköpfi-
geFamilie. Steuerabzügewiede-
rum gibt es vor allem für Fami-
lien. Und: «Wenn ich sterbe,
bekommt niemand eine Wit-
wenrente. Im Gegenteil: Der
Staat erhebt noch grosszügig
Erbschaftssteuern auf das Ver-
mögen von Singles.» Eltern da-
gegen können ihren Kindern
Geld und Besitz praktisch
steuerfrei vererben. Längst ist
Lochers Liste nicht zu Ende,
doch ihr Fazit ist klar: Singles
rentieren für den Staat. «Je frü-
her sie sterben, desto rentabler
sind sie für die Sozialversiche-
rungen.»Dabei sei für sie selbst-
verständlich, dass auch Allein-
stehende die nächste Genera-
tion unterstützten, etwa bei der
Bildung, versichertLocher.«Ich

will die Kinder unterstützen.
Aber warum muss ich noch für
die Eltern mitfinanzieren?» Sie
fordert, dass jedes Individuum,
egal obMannoderFrau, egal ob
verheiratet oder nicht, vom
Staat gleich behandelt wird.
«Heute habenwir ungleich lan-
ge Spiesse.»

Mit ihrenAussagen eckt Lo-
cher schnell an. Oft hört sie
dann, dass SinglesEgoisten sei-
en. «Ich stehe für mein Leben
hin», sagt sie. «Muss ich ein
schlechtes Gewissen haben,
weil ich ein selbstgewähltes Le-
ben habe?» Jeder Vierte in der
Schweiz lebt ohne Partner. 32
Prozent der Einwohner sind le-
dig. Bei den 18- bis 65-Jährigen,
die im Erwerbsalter den gröss-
tenTeilderSozialversicherungs-
beiträgebezahlen, sindesgar 39
Prozent. Politisch fällt das trotz-
demkauminsGewicht.Dasver-
wundertdiePräsidentinvonPro
SingleSchweiznicht: 70Prozent
der Bundesparlamentarier sind
selbst Väter oderMütter.

DerSozialstaatbautauf
veraltetenRollenbildernauf
Locher fährt kein Auto und ist
seit 30 Jahren nichtmehr geflo-
gen:«MeineWurzeln sind links-
grün.» Doch nun gelte «je län-
ger, je liberaler».Gleichbehand-
lung heisst für sie, dass das
AHV-Alter fürFrauenaufdasje-
nige der Männer angehoben
werden muss und dass Hinter-
lassenenrenten angepasst wer-
den.«BevorundnachdemFrau-
en Kinder haben, könnten sie
arbeiten.Aberoftmachen sie es
nicht,weil sienichtmüssen.»Es
klingt radikal liberal. Bringt Lo-
cher ihreForderungenein, heis-
se es von linksmeist gleich«So-
zialabbau», man wolle den
Frauen etwas nehmen. Damit

steht der Verband Pro Single
Schweiz – einst gegründet, um
für dieGleichstellung unverhei-
rateter Frauen zu kämpfen –
paradoxerweise ineinemClinch
zu denjenigen Parteien, die am
stärksten fürdieGleichberechti-
gungkämpfen.Locher:«Beson-
ders Frauenorganisationen ha-
ben sich über Jahrzehnte – auch
im Hinblick auf die Gleichstel-
lungvonMannundFrau– fürdie
Verbesserung der Situation der
Ehefrauen eingesetzt. Indirekt
fördernsiedamit jedochdieAb-
hängigkeit der Ehefrauen von
ihren Männern», sagt sie und
verweistdabei gernedarauf,wie
sehr sichetwabeidenSozialver-
sicherungen das klassische Fa-
milien- und Rollenmodell wie
Blei in die Gesetzestexte gegos-
senhat. «DerMann ist noch im-
mer der Versicherer der Frau.
Von ihm und seinem Verdienst
hängt die finanzielle Situation
derEhefrauab.Dabei ist esnicht
der Ehemann, der bezahlt, son-
dern wir Singles», sagt sie etwa
zurHinterlassenenrente.FürLo-
cher ist klar: Das heutige Fami-
lienmodell hinkt, etwa bei der
vor70JahrenkonzipiertenAHV,
der gesellschaftlichen Entwick-
lungweit hinterher. «Diesmuss
endlich geändert werden», for-
dert sie von der Politik.

Doch dass rasch etwas ge-
schieht, glaubtLocher, auchmit
BlickaufdieGesellschaft, nicht.
Bewusst alleinezu leben,weicht
von der Norm ab. «Von Herzen
wünsche ich Dir bald Deinen
Partner», stehtaufGeburtstags-
karten fürSinglesoderesheisst:
«Single, aber ganz nett.» Von
solchenSätzen lässt sichLocher
nicht beeindrucken: «Ich lebe
nicht ausNot alleine. Es ist eine
eigenständige Lebensform und
ich lebe sie gerne.»

Der Bundeskummerkasten
Missstände beimBund: Jeder Bürger kann eineUntersuchung ins Rollen bringen –mit einer Aufsichtseingabe.Warum tun das nurwenige?

DieMeldunghat vielenicht ver-
wundert: Der Schweizer Nach-
richtendienst geht beimDaten-
sammeln mitunter zu weit und
verletzt dabei das Gesetz. Zu
diesem Schluss kommt die Ge-
schäftsprüfungsdelegation des
Parlaments, kurz GPDel. Sie ist
alsOberaufsicht fürdieSchnüff-
ler zuständig. In ihrem jüngsten
Jahresbericht stellt sie dem
Nachrichtendienst kein gutes
Zeugnis aus.Er sammleTausen-
denicht benötigteZeitungsarti-
kel und Texte von Websites,
heisst es. Von «grundlegenden
Mängeln» sprechen die Ge-
schäftsprüfer.

Der Anstoss zur Untersu-
chungkamvonaussen.Eine so-
genannteAufsichtseingabever-
anlasste die GPDel, genauer
hinzuschauen: Der Verein
Grundrechte.ch äusserte darin
seine Befürchtung, dass der
Nachrichtendienst politische
Exponenten rechtswidrig über-
wache und fichiere. Die Ge-
schäftsprüfer entschieden sich
im Sommer 2019, den Vorwür-
fen nachzugehen. In den kom-

menden Monaten orderten sie
beim Nachrichtendienst eine
Vielzahl vonAkten, führtenBe-
fragungendurchundprüftendie
rechtlicheSituation –dasResul-
tat ist bekannt.

DerRegierungaufdie
Finger schauen
Aufsichtseingabe, was ist das
schonwieder? Selbst unterPoli-
tikern ist der Begriff kaum be-
kannt. Dabei ist eine Aufsichts-
eingabeeinesderwirkungsvolls-
ten Instrumente, um auf
Missstände oder Probleme in
der Geschäftsführung des Bun-
des aufmerksamzumachen. Je-
der Bürger kann entsprechende
BittenundHinweise andasPar-
lament richten, ohne dass ihm
deswegenNachteile erwachsen.
So steht es imGesetz. Ein einfa-
ches Schreiben reicht.

Zuständig für Aufsichtsein-
gaben sind die Geschäftsprü-
fungskommissionen (GPK) der
beidenRatskammernundderen
gemeinsame Geschäftsprü-
fungsdelegation; jene Gremien
also, dieder politisch-demokra-

tischen Kontrolle dienen. Sie
übernehmen die Oberaufsicht
über Regierung, Verwaltung
und eidgenössische Gerichte –
eine Art Controlling der
«Schweiz AG».

Allerdings: Nurwenige Bür-
gerinnenundBürgernutzendas
offeneOhrderGeschäftsprüfer.
Inden Jahren2014bis 2019gin-
gen bei ihnen jeweils zwischen
22 und 39 Aufsichtseingaben

ein, und wiederum konnte nur
ein Bruchteil davon weiterver-
folgt werden.

«Dass esdas Instrumentder
Aufsichtseingabe gibt, ist in der
Bevölkerung schlicht zu wenig
bekannt», sagt Maya Graf. Die
BaselbieterGrünen-Ständerätin
präsidiert die GPK der kleinen
Kammer, zuvorwar sie langjäh-
riges Mitglied der Schwester-
kommission imNationalrat.Tat-
sächlich ist eine Eingabe weder
eine formelle Beschwerde noch
ein Rechtsmittel gegen Ent-
scheide.Mankümmere sichum
strukturelleProblemeundprüfe
die demokratische Legitimität
des staatlichenHandelns, so for-
muliert es Graf. «Wir decken
Mängel auf, formulieren Emp-
fehlungen oder lösen sogar ein
Gesetzgebungsverfahren aus.»

Die Geschäftsprüfer be-
schäftigen sichmit den grossen
Linien – sie sindaber keineOm-
budsleute, andie sichBürgerbei
Streitigkeiten mit Behörden
wenden können. Ebenso wenig
sind sie eine Anlaufstelle für
Bundesangestellte, die im

Schutz der Anonymität auf Un-
regelmässigkeiten bei ihrer
Arbeitsstelle hinweisen wollen.
Whistleblower sind bei der Fi-
nanzkontrolle besser aufgeho-
ben. Man könnte überspitzt sa-
gen: Einzelschicksale gehendie
GPK nichts an. Immerhin kann
eine Beschwerde auch mal zu
einer allgemein relevanten Fra-
gestellung führen.

ScharfeRüge fürBundesrat
ChristophBlocher
Ungeachtet aller Zuständig-
keitsfragenmelden sichbei den
Geschäftsprüfern regelmässig
Personen,die in ihnendie letzte
Hoffnung sehen. Häufig beträ-
fen die Eingaben rechtskräftige
Urteile vonGerichtenoderEnt-
scheide von kantonalen Amts-
stellen, heisst es beim GPK-Se-
kretariat. Allein schon wegen
derGewaltenteilung dürfen die
Parlamentarier in solchenFällen
nichts unternehmen. Dennoch:
Eine Antwort bekommt jeder.
Treten die Geschäftsprüfer auf
eineEingabenicht ein, erläutern
sie geduldig dieGründe dafür.

Esgibt sienatürlichauch,die er-
folgreichenBeispiele.Wieeffek-
tiv eine Aufsichtseingabe sein
kann, zeigt sichnichtnurbeider
Causa «Nachrichtendienst».
Seit der Jahrtausendwende gab
es einige aufsehenerregende
Fälle. 2006 etwa rügte dieGPK
des Ständerats nach einer Auf-
sichtseingabe den damaligen
Justizminister Christoph Blo-
cher, weil er unter anderem
Urteile der Asylrekurskommis-
sion kritisiert hatte.Manerwar-
te, dass er«auföffentlicheKritik
anEinzelurteilengrosseZurück-
haltung übt und jede einseitige
Darstellung vermeidet».

Nicht immer mündet eine
Aufsichtseingabe ineinerRüge.
2018sahdie ständerätlicheGPK
bei der Finanzmarktaufsicht
kein Grund zur Sorge. Der Ge-
werbeverband und die Banken
hatten zuvor moniert, die Be-
hörde greife ohne gesetzliche
Basis regulierend ein. Die Vor-
würfehätten sichnicht erhärtet,
stelltendieGeschäftsprüfer fest.

Sven Altermatt

Findet es unfair, wie der Staat Singles zur Kasse bittet: Sylvia Locher. Bild: Philipp Schmidli

«Es ist schlicht
zuwenig
bekannt, dass
esdieses
Instrument
gibt.»
MayaGraf
GPK-Präsidentin
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